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In dieser Woche wird wieder über die Umgestahung der Hochschulen beraten. Eigentlich sind sich alle einig:

Mehr Freiheit fiir die [Jniversität
Was getan werden rnüßte, um unser marodes Bildungssystem wieder in Schnung zu bringen. Vier Vorschläge ,/ Voa Detlef Müller-Böling

f n die Hochschulpolitik ist wieder Bewegung
I gekommen. Bis vor kurzem noch herrschte
I vielerorl.s ein eher hektisches und orientie-
rungsloses,,Gesetzeln und Verordnen" (ZEIT
Nr. 39/1996). Doch nun werden Grundzüge einer
Neuordnung erkennbar, die wieder Anlaß zur
Hoffnung geben. Dies um so mehr, als sich in vie-
len Bereichen ein breiter partei- und länderüber-
greifender Konsens abzeichnet, der bislang weit-
gehend fehlte. In dieser Situation erscheint es
hilfreich, einige Wegmarken der Hochschulent-
wicklung für die kommenden Monate zu zeigen.

1. Verhältnis Staat-Hochschule.
Hochschülen sind keine reinen Ausbildungsbe-

triebe, die als nachgeordnete Behörden oder staat-
liche Anstalten behandelt werden müßten. Es sind
wissenschaftliche Einrichtungen, und diese müssen
in der Lage sein, ihre Aufgaben in weitgehender
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung wahr-
zunehmen. Wegen der langährigen staatlichen
Fremdsteuerung ist ihnen jedoch die eigenverant-
wortliche Handlungsfähigkeit zum großen Teil ab-
handen gekommen. Der Staat muß daher zu einer
neuen Bescheidenheit finden, seine Rolle gegen-
über den Hochschulen zurückhaltender definieren
und viel von seiner Zuständigkeit an die Hoch-
schulen abgeben. Auch wenn dies vielleicht noch

sind eindeutige Verantwortlichkeiten und eine
größere Unabhängigkeit ihrer Entscheidungsträ-
ger, auch und vor allem gegenüber den Mitglie-
dern derjenigen Einheiten, die sie repräsentieren.
In Zukunft werden Dekane und Rektoren eine
doppelte Legitimation benötigen, der Dekan
durch den Fachbereich und den Rektor, dieser
wiederum durch den Senat und den Hochschulrat.
Die Entscheidungsfindung kann dann im Rahmen
von Zielvereinbarungen zwischen den einzelnen
organisatorischen Ebenen stattfinden. Ob der
Rektor ein Professor der Hochschule ist oder von
außen kommt, ob es einen cinzelnen Rektor oder
ein Rektorat als Leitungsgremium gibt, wie die
Aufgabenverteilung innerhalb eines Rektorats
aussieht und welchen Kommissionen die Rekto-
ratsmitglieder vorstehen - das alles sind Dinge,
die nicht staatlich vorzugeben sind, sondern der
Hochschule überlassen bleiben sollten.

und Qualifikationen junger Menschen ausschöp-
fen muß. Dieser Tatsache wurde mit der Einfüh-
rung des differenzierten Abiturs Rechnung getra-
gen. Ebenso differenziert und profiliert muß dann
jedoch auch das Hochschulsystem in seinen Aus-
bildungsangeboten sein - darüber ist man sich
auch weitgehend einig. Die Uneinigkeit beginnt
aber in dem Moment, wo es darum geht, die Fik-
tion der gleichen Eignung aller Inhaber einer
Hochschulzugangsberechtigung für jeden Studien-
gang und für jedes Fach an jeder Hochschule an-
zuerkennen. Anstatt Paßgenauigkeit zwischen
Studienangeboten und -anforderungen einerseits
und Studiennachfrage und Studierfähigkeit ande-
rerseits herzustellen, gehen wir lieber weiter von
der prinzipiellen Gleichheit aller Hochschulen
und aller Abiturienten aus. Diese Gleichheit aber
gibt und gab es nie. Dem Recht der Abiturienten,
individuell Schwerpunkte zu setzen, und dem

wird. Anzahl und Struktur der Studienplätze mii,
sen zwischen Hochschule und Staat in einem Zi.'
vereinbarungsprozeß festgelegt werden. Der Stlr
verpflichtet sich dann, die Hochschulen nach clc
vereinbarten Studienplätzen zu finanzieren. rli
Hochschulen verpflichten sich, die von ihnen aLr'
gewählten Studenten auszubilden.

4. Studienstruktur.
Es ist ein hochschulpolitischer Allgemeinplat

darauf hinzuweisen, daß dreißig Prozent eines A
tersjahrgangs nicht in denselben Strukturen ausrr
bildet werden können wie jene fünf Prozent, rl
noch vor dreißig Jahren an den Hochschulen str
dierten. Es kann wohl kein Zweifel daran best,
hen, daß nicht alle Absolventen eine beruflicl
Karriere als Forscher anstreben. An diesem [.ci
bild ist jedoch das deutsche Universitätsstudiu'
in weiten Bereichen immer noch orientiert. I)c
Interessen der Studenten an einer beruflicherr

tigkeit mit wissenschaftlicher Orientierung
ßerhalb des Hochschulbereichs muß drr

stärker Rechnung getragen werden. Aus
dungsstrukturen und -angebote slcl
mittlerweile in einem internationir
Wettbewerb, so daß die internatiort
Durchlässigkeit eines Ilochschu
stems in Zukunft einen wcscntlicl
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per Anwalt
J) enjamin Kiesewetter ist der Alptraum eines
K, ieden Lehrers. Anstatt auf die Unterwei-
I-l'rung in einem ungeliebten Fach in üblicher
Manier mit passivem Widerstand oder Schul-
schwänzen zu reagieren. hat der siebzehnjährige
Berliner Junge eine spektakuläre Aktion gegen
das Fach Chemie entfacht. Seit einem Jahr boy-
kottiert er den Unterricht. unter anderem mit der
Begründung, daß er dort gesundheitsgefährden-
dem Streß und Angstattacken ausgesetzt sei. ge-
gen seinen Willen Lehrstoff pauken müsse. von
dessen Nutzlosigkeit er überzeugt sei. Außerdem
fürchte er, ,,daß meine Wißbegierde und Lernfä-
higkeit getötet oder zerstört wird".

Kiesewetter. der sich schon vor Jahren mit
einer vergeblichen Klage vor dem Verfassungsge-
richt auf Freigabe des Wahlalters einen Namen
gemacht hat, ist nun mit seiner Klage gegen den
,,Zwangsunterricht" vor das Berliner Verwal-
tungsgericht gezogen. Doch die Urteilsfindung.
die sich noch zwei Wochen hinziehen soll. dürfte
dem Richter nicht leichtfallen. Er muß damit
rechnen, einen Präzedenztallzrt schaffen. der über
Berlins Grenzen hinaus Beachtung findet.

Immer wenn es um die Grundhaltung zur
Schule geht, bewegt sich Justitia auf ideologisch
belastetem Terrain - sei es, ob um die Einführung
des Sexualkundeunterrichts gestritten wird. der
Religionsunterricht Unfrieden stiftet oder der Fall
einer muslimischen Schülerin verhandelt wird. die
sich weigerte, am Sportunterricht teilzunehmen.
Es ist kein Wunder. daß auch der Schüler Kiese-
wetter bei den Betroffenen wenig beliebt ist - an-
gefangen beim eigenen Schuldirektor bis hin zum
Oberschulrat. Doch deren wütende Versuche, ihn
als pubertierenden Populisten zu brandmarken,
schaffen das Grundproblem nicht aus der Welt,
das er aufgeworfen hat: Dürfen Schüler selbst ent-
scheiden. was sie lernen wollen und was nicht?
Anders gefragt: Müssen sie schlechten. langweili-
gen, vermeintlich oder tatsächlich unnützen Un-
terricht über sich ergehen lassen, oder können sie
verweigern?

Ob und wie gelernt wird, das ist eine Frage von
Angebots- und Ermessensspielräumen. Kein
Schüler lernt, was er partout nicht lernen will oder
kann. Und die pädagogischen Schäden infolge von
Zwangsernährung mit unbekömmlichem Lehrstoff
sind verheerend. Wenn sich also herausstellt. daß
immer weniger Schüler die Angebote und Spiel-
räume der Schule nutzen oder auch nur wahrneh-

I
Die Folgen der
pädagogischen
Zwangsernährung
sind verheerend

men wollen. dann ist das einzig sinnvolle Hilfsmit-
tel dagegen, sich immer wieder von neuem über
die Schule und das, was sie bewirken soll, den
Kopf zu zerbrechen. Gewiß, der ganze Wirbel.
den Kiesewetter und die Kinderrechtsgruppe Kin-
derRAchTsZAnker veranstalten. mit der er zu-
sammen die Kampagne führt. ist für die Beteilig-
ten recht lästig. Immerhin aber zwingen sie wieder
einmal dazu. sich mit dem Sinn und Unsinn von
Schule auseinanderzusetzen. Zwangsmaßnahmen
und Disziplinierungen helfen da wenig.

Dennoch: Die Schule ist immer auch eine
Zwangsveranstaltung. Benjamin Kiesewetter sind
bei seiner Aktion die beiden antagonistischen We-
senszüge der Institution Schule, ihr Zwangs- und
ihr Ansehotscharakter- durcheinanderseraten- Er
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1r n die Hochschulpolitik ist wieder Bewegune
I gekommen. Bis vor kurzem noch herrschte
I vielerorts ein eher hektisches und orientie-
rungsloses,,Gesetzeln und Verordnen" (ZEIT
Nr. 39/1996). Doch nun werden Grundzüge einer
Neuordnung erkennbar. die wieder Anlaß zur
Hoffnung geben. Dies um so mehr, als sich in vie-
len Bereichen ein breiter partei- und länderüber-
greifender Konsens abzeichnet, der bislang weit-
gehend fehlte. In dieser Situation erscheint es
hilfreich, einige Wegmarken der Hochschulent-
wicklung für die kommenden Monate zu zeigen.

L. Verhältnis Staat-Hochschule.
Hochschülen sind keine reinen Ausbildungsbe-

triebe. die als nachgeordnete Behörden oder staat-
liche Anstalten behandelt werden müßten. Es sind
wissenschaftliche Einrichtungen. und diese müssen
in der Lage sein, ihre Aufgaben in weitgehender
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung wahr-
zunehmen. Wegen der langjährigen staatlichen
Fremdsteuerung ist ihnen jedoch die eigenverant-
wortliche Handlungsfähigkeit zum großen Teil ab-
handen gekommen. Der Staat muß daher zu einer
neuen Bescheidenheit finden, seine Rolle gegen-
über den Hochschulen zurückhaltender definieren
und viel von seiner Zuständigkeit an die Hoch-
schulen abgeben. Auch wenn dies vielleicht noch
utopisch klingen mag: Hochschulen benötigen
nicht nur Finanzautonomie. sie müssen auch selb-
ständige Dienst- und Bauherren werden und die
Tarifhoheit über ihre Mitarbei-
ter erhalten. Ganz abgese-
hen davon, daß sie das
Recht haben sollten. Stu-
diengänge selbst zu er-
richten, Fachbereiche,
Lehrstühle und Insti-
tute eigenständig zu
gründen und zü
schließen.

Im Großbetrieb
Hochschule ist eine
klare Unterscheidung zwi-
schen akademischen und
staatlichen Angelegenheiten
nicht mehr praktikabel. Inso-
fern sind auch andere Rechtsfor-
men als die staatliche Anstalt denk-
bar. wie etwa die Stiftung. der eingetra-
gene Verein oder die gemeinnützige
GmbH. Der nach *ie vor übelzeuqendsle Ans.itz
für eine konkrete Gestaltung der Hochschulauto-
nomie im Verhältnis zum Staat ist für mich das in
anderc:n Ländern erprobte Modell eines Aufsichts-
rats für jede Hochschule.

Auf einen derartigen Hochschulrat können
viele staatliche Kompetenzen übertragen werden.
So soll er (und nicht mehr das Ministerium) in
Zukunft über die Ernennung von Professoren, die
Genehmigung von Prüfungsordnungen oder die
strategische Schwerpunktsetzung der Hochschule
entscheiden. Zudem sollte er künftig die Hoch-
schulleitung wählen - und nicht mehr ein nach
dem schwächsten Glied in der Kette suchender
und in seinem Verantwortungsbewußtsein kleiner
Großer Senat. Letztlich wären die Entscheidungs-
träger der Hochschule dem Hochschulrat gegen-
über persönlich für ihre Leistungen verantwort-
lich. Der Hochschulrat setzt sich aus Persönlich-
keiten zusammen, die paritätisch .aus Wissen-
schaft. Wirtschaft und Politik kommen.

2. Organisationsstruktur.
Eine (bundes)einheitliche Lösung für die Lei-

tungsstrukturen ist in keinem Fall angemessen.
Wenn Wetfhewerh zwischen den Hochschulen
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Oberschulrat. Doch deren wütende Versuche, ihn
als pubertierenden Populisten zu brandmarken,
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Ob und wie gelernt wird, das ist eine Frage von
Angebots- und Ermessensspielräumen. Kein
Schüler lernt, was er partout nicht lernen will oder
kann. Und die pädagogischen Schäden infolge von
Zwangsernährung mit unbekömmlichem Lehrstoff
sind verheerend. Wenn sich also herausstellt. daß
immer weniger Schüler die Angebote und Spiel-
räume der Schule nutzen oder auch nur wahrneh-
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men wollen, dann ist das einzig sinnvolle Flilfsmit-
tel dagegen, sich immer wieder von neuem über
die Schule und das. was sie bewirken soll. den
Kopf zu zerbrechen. Gewiß, der ganze Wirbel.
den Kiesewetter und die Kinderrechtsgruppe Kin-
derRAchTsZAnker veranstalten. mit der er zu-
sammen die Kampagne führt. ist für die Beteilig-
ten recht iästig. Immerhin aber zwingen sie wieder
einmal dazu, sich mit dem Sinn und Unsinn von
Schule auseinanderzusetzen. Zwangsmaßnahmen
und Disziplinierungen helfen da wenig.

Dennoch: Die Schule ist immer auch eine
Zwangsveranstaltung. Benjamin Kiesewetter sind
bei seiner Aktion die beiden antagonistischen We-
senszüge der Institution Schule, ihr Zwangs- und
ihr Angebotscharakter, durcheinandergeraten. Er
und seine Kinderrechtler wollen nach eigenem
Bekunden eine ganz neue Schule - ohne Zwänge
und dumpfen Lerndrill. Aber die perfekte Schule
ist - und daran wird auch das noch ausstehende
Urteil nichts ändern - nun mal vor Gericht nicht
einklagbar.

Denn was gelernt werden soll. wird nicht von
den Schülern (und auch nicht von den Lehrern).
sondern von der Gesellschaft insgesamt entschie-
den. Die Schule hat nun mal immer auch Zwangs-
charakter. Und einer der schwerwiegendsten Irr-
tümer der Reformansätze aus den frühen siebzi-
ger Jahren war ihre immanente Überzeugung. an
diesem Zwangscharakter grundsätzlich etwas än-
dern zu können. Sabine Etzold

f) ektor Rend Frev. ein kleiner. freundli-
K cher Mann. verschwindet fast hinter
I t 0., schweren. runden Konferenztisch
des weitläufigen Rektoratszimmers; hinter ihm
steht eine Skulptur des heiligen Martin, den
Mantel teilend. ,,Wir sind", berichtet der
Volkswirtschaftler strahlend.,,wie keine an-
dere Universität autonom geworden gegenüber
dem Staat. In gewissem Sinn gleichen wir jetzt
einem Unternehmen." Ein neuer Wind weht
seit dem 1. Januar 1996 durch die Baseler Uni-
versität. An diesem Tag trat an der ältesten
Hochschute der Schweiz - sie wurde 1460 ge-
gründet - ein Universitätsgesetz in Kraft, das
seinen Befürwortern als das modernste des
Landes gilt. Schon macht das Wort vom ,.Mo-
dell Basel" die Runde. Unter anderem schickt
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rats für jede Hochschule.

Auf einen derartigen Hochschulrat können
viele staatliche Kompetenzen übertragen werden.
So soll er (und nicht mehr das Ministerium) in
Zukunft über die Ernennung von Professoren. die
Genehmigung von Prüfungsordnungen oder die
strategische Schwerpunktsetzung der Hochschule
entscheiden. Zudem sollte er künftig die Hoch-
schulleitung wählen - und nicht mehr ein nach
dem schwächsten Glied in der Kette suchender
und in seinem Verantwortungsbewußtsein kleiner
Großer Senat. Letztlich wären die Entscheidungs-
träger der Hochschule dem Hochschulrat gegen-
über persönlich für ihre Leistungen verantwort-
lich. Der Hochschulrat setzt sich aus Persönlich-
keiten zusammen, die paritätisch .aus Wissen-
schaft. Wirtschaft und Politik kommen.

2. Organisationsstruktur.
Eine (bundes)einheitliche Lösung für die Lei-

tungsstrukturen ist in keinem Fall angemessen.
Wenn Wettbewerb zwischen den Hochschulen
herrschen soll. was alle beteuern. dann muß er
sich auch auf die Art und Weise der Entschei-
dungsfindung beziehen. Allmählich muß man sich
wohl an den Gedanken gewöhnen, daß die
alt-68er Idee einer Vergesellschaftung von Ent-
scheidungsfindung und Verantwortung in grup-
penparitätisch besetzten Hochschulgremien ausge-
dient hat. weil sie noch nicht einmal den
Interessenausgleich bewirkt hat.

Wenn die Hochschulen also auch in einen
Wettbewerb der organisatorischen Lösungen tre-
ten, dann müssen nur zwei Dinge von außen vor-
gegeben werden: Verantwortlichkeiten und Be-
stellungsmechanismen für die Leitungsinstanzen.
Was die Hochschulen am dringendsten benötigen,
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nach diesem Prinzip ging übrig
unentschieden aus. Der Große
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einen Haushalt von unverän,
Franken. Basel-Land hat sich I
ste Höhe von jährlich 75 Mill
Ende 1999 festgelegt.

Effizienz und Wettbewerb
griffe des Baseler Modells. Bei

Modell
Basel?

Wirtschaft, Politik und Kultur gewählt, entschei-
den seit einem Jahr an Stelle von Parlament und
Erziehungsdirektion - dem kantonalen Kultusmi-
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T n die Hochschulpolitik ist wieder Bewegung
I gekommen. Bis 'vor kurzem noch herrschtä
I vielerorts ein eher hektisches und orientie-
rungsloses ,,Gesetzeln und Verordnen" (ZEIT
Nr. 39/1996). Doch nun werden Grundzüge einer
Neuordnung erkennbar, die wieder Anlaß zur
Hoffnung geben. Dies um so mehr, als sich in vie-
len Bereichen ein breiter partei- und länderüber-
greifender Konsens abzeichnet, der bislang weit-
gehend fehlte. In dieser Situation erscheint es
hilfreich, einige Wegmarken der Hochschulent-
wicklung für die kommenden Monate zu zeigen.

1. Verhältnis Staat-Hochschule.
Hochschülen sind keine reinen Ausbildungsbe-

triebe, die als nachgeordnete Behörden oder staat-
liche Anstalten behandelt werden müßten. Es sind
wissenschaftliche Einrichtungen. und diese müssen
in der Lage sein, ihre Aufgaben in weitgehender
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung wahr-
zunehmen. Wegen der langjährigen staatlichen
Fremdsteuerung ist ihnen jedoch die eigenverant-
wortliche Handlungsfähigkeit zum großen Teil ab-
handen gekommen. Der Staat muß daher zu einer
neuen Bescheidenheit finden, seine Rolle gegen-
über den Hochschulen zurückhaltender definieren
und viel von seiner Zuständigkeit an die Hoch-
schulen abgeben. Auch wenn,di:t yi.tt:l:1,.:::l

sind eindeutige Verantwortlichkeiten und eine
größere Unabhängigkeit ihrer Entscheidungsträ-
ger, auch und vor allem gegenüber den Mitglie-
dern derjenigen Einheiten, die sie repräsentieren.
In Zukunft werden Dekane und Rektoren eine
doppelte Legitimation benötigen, der Dekan
durch den Fachbereich und den Rektor, dieser
wiederum durch den Senat und den Hochschulrat.
Die Entscheidungsfindung kann dann im Rahmen
von Zielvereinbarungen zwischen den einzelnen
organisatorischen Ebenen stattfinden. Ob der
Rektor ein Professor der Hochschule ist oder von
auljen kommt. ob es einen einzelnen Rektor oder
ein Rektorat als Leilungsgremium gibt, wie die
Aufgabenverteilung innerhalb eines Rektorats
aussieht und welchen Kommissionen die Rekto-
ratsmitglieder vorstehen - das alles sind Dinge,
die nicht staatlich vorzugeben sind, sondern der
Hochschule überlassen bleibcn sollten.

und Qualifikationen junger Menschen ausschöp-
fen muß. Dieser Tatsache wurde mit der Einfüh-
rung des differenzierten Abiturs Rechnung getra-
gen. Ebenso differenziert und profiliert muß dann
jedoch auch das Hochschulsystem in seinen Aus-
bildungsangeboten sein - darüber ist man sich
auch weitgehend einig. Die Uneinigkeit beginnt
aber in dem Moment, wo es darum geht, die Fik-
tion der gleichen Eignung aller Inhaber einer
Hochschulzugangsberechtigung für jeden Studien-
gang und für jedes Fach an jeder Hochschule an-
zuerkennen. Anstatt Paßgenauigkeit zwischen
Studienangeboten und -anforderungen einerseits
und Studiennachfrage und Studierfähigkeit ande-
rerseits herzustellen, gehen wir lieber weiter von
der prinzipiellen Gleichheit aller Hochschulen
und aller Abiturienten aus. Diese Gleichheit aber
gibt und gab es nie. Dem Recht der Abiturienten,
individuell Schwerpunkte zu setzen, und dem

wird. Anzahl und Strr
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e konkrete Gestaltung der Hochschulauto-
im Verhältnis zum Staat ist für mich das in
n Ländern erprohte Modell eines Aufsichts-
r jede Hochschule.

einen derartigen Hochschulrat können
laatliche Kompetenzen übertragen werden.
I er (und nicht mehr das Ministerium) in
ft über die Ernennung von Professoren, die
migung von Prüfungsordnungen oder die
ische Schwerpunktsetzung der Hochschule
:iden. Zudem sollte er künftig die Hoch-
itung wählen - und nicht mehr ein nach
:hwächsten Glied in der Kette suchender
seinem Verantwortungsbewußtsein kleiner

r Senat. Letztlich wären die Entscheidungs-
der Hochschule dem Hochschulrat gegen-
,ersönlich für ihre Leistungen verantwort-
er Hochschulrat setzt sich aus Persönlich-
zusammen, die paritätisch .aus Wissen-

Wirtschaft und Politik kommen.

rganisationsstluktur.
: (bundes)einheitliche Lösung für die Lei-
rukturen ist in keinem Fall angemessen.
Wettbewerb zwischen den Hochschulen

ren soll. was alle beteuern. dann muß er
rch auf die Art und Weise der Entschei-
indung beziehen. Allmählich muß man sich
an den Gedanken gewöhnen, daß die
r Idee einer Vergesellschaftung von Ent-
rngsfindung und Verantwortung in grup-
itätisch besetzten Hochschulgremien ausge-
hat. weil sie noch nicht einmal den
senausgleich bewirkt hat.
in die Hochschulen also auch in einen
:werb der organisatorischen Lösungen tre-
nn müssen nur zwei Dinge von außen vor-
n werden: Verantwortlichkeiten und Be-
gsmechanismen für die Leitungsinstanzen.
e Hochschulen am dringendsten benötigen,

3. Hochschulzugang.
Kein anderes hochschulpolitisches Thema ist

derzeit so umstritten wie der Hochschulzugang -
einmal abgesehen von dem stark verminten Ge-
biet der Studienfinanzierung und der Frage einer
finanziellen Beteiligung der Studenten an den Ko-
sten ihres Studiums. Während letzteres weitge-
hend tabuisiert ist, wird um die Frage einer Neu-
ordnung des Hochschulzugangs heftig gerungen.
Daß auch der Wert des Abiturs als Hochschulzu-
gangsberechtigung und als Bescheinigung der all-
gemeinen Studierfähigkeit in der Diskussion eine
gewichtige Rolle spielt. ist zwar verständlich und
auch unvermeidbar, trägt aber nicht unbedingt zu
einer Versachlichung der Debatte bei.

Niemand wird ernsthaft bestreiten können, daß
eine wissenschaftsbasierte Gesellschaft die unter-
schiedlichen Potentiale an Neigungen, Fähigkeiten

Recht der Studienbewerber. ihre Hochschule frei
wählen zu können. muß daher ein Recht der
Hochschulen gegenüberstehen, die Studierfähig-
keit von Bewerbern fü1 ein spezifisches Ausbil-
dungsangebot zu überprüfen; ob dies über eine
unterschiedliche Gewichtung der Abiturfächer.
aufgrund von Bewerbungsunterlagen, durch Aus-
wahlgespräche oder Eignungsprüfungen geschieht
- das sollte letztlich den Hochschulen selbst über-
lassen werden. Damit entsteht keineswegs eine
Professorenwillkür; denn der Wettbewerb geht ja
in zwei Richtungen. Hochschulen, die von den
Studierenden nicht gewählt rverden, müssen ihre
Attraktivität entscheidend verbessern, wollen sie
langfristig überleben.

Auf keinen Fall darf eine Neuregelung des
Hochschulzugangs dazu führen. daß die Anzahl
der Studienplätze von den Hochschulen bestimmt

keit, Interessicrte .i.rßerhalb der Hochschulgren-
zen zu erreichen; von ihr gehen auch wichtige
Impulse für eine Modernisierung des Wissens so-
wie seiner Vermittlungsformen aus.

Vor diesem Hintergrund ist die Flexibilisierung
und Differenzierung der Studienstruktur unabding-
bar. Hierzu müssen als erstes die Rahmenprüfungs-
ordnungen fallen. Sie haben das deutsche Bildungs-
wesen allein schon aufgrund der aufwendigen
Abstimmungswege inhaltlich völlig erstarren las-
sen. An ihre Stelle müssen frei zu gcstaltende Studi-
engänge mit modularem Aufbau, verbunden mit
einem Credit-Point-System, treten. Zur Sicherung
einer Basisqualität sind die Studiengänge dann von
einer unabhängigen, wissenschaftlich und staatlich
besetzten Akkreditierungsagentur hinsichtlich
Mindeststandards und Abschlußart einzustufen.
Diese Einstufungen werden in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft. Fachhochschulen wie Universi-
täten können sich um die Akkreditierung von Studi-
enabschlüssen bewerben. Auf diese Weise entsteht
auch hier Differenzierung durch Wettbewerb. wo
derzeit lediglich gesetzlich-definitorische Abgren-
zung vorherrscht.

Damit sind einige Wegmarken der künftigen
Hochschulentwicklung gezeigl. Will nicht die
Hochschulpolitik einmal mehr auf dem Holzweg
enden, ist eine rasche Umsetzung der skizzierten
und von vielen ja weitgehend akzeptierten Re-
formvorschläge erforderlich. Dabei bietet gerade
die anstehende Novellierung des Hochschulrah-
mengesetzes eine Chance, die nicht vergeben wer-
den darf. Dazu braucht es allerdings Mut - nicht
Mut zur Lücke, sondern Mut. die Lücken aus der
Vergangenheit endlich sinnvoll zu schließen.

Detlef Müller-Böling ist Leiter des Gütersloher
Centrttms fiir Hochschulentwicklung

zeigt sich Frey von der Reform begeistert: ,,Wir
stehen unter einem hohen Erfolgsdruck. Zum er-
stenmal müssen wir der Gesellschaft klarmachen,
wofür wir da sind." Denn diese bestimmt, via Par-
lament, mittlerweile global die Höhe des Universi-
tätshaushalts. Entscheidendes Kriterium ist der
Nutzen, den die Hochschule für das Gemeinwohl
plausibel machen kann. Die erste Abstimmung
nach diesem Prinzip ging übrigens gewissermaßen
unentschieden aus. Der Große Rat des Kantons
Basel-Stadt genehmigte Ende Dezember für 1997
einen Haushalt von unverändert 65 Millionen
Franken. Basel-Land hat sich bereits auf eine fe-
ste Höhe von jährlich 75 Millionen Franken bis
E{:,1?9 f":ig,"1.191'^., 
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nerhalb von vier Wochen abgeschlossen
- ein beachtlicher Wettbewerbsvorteil,
wenn es etwa um die Berufung interna-
tional begehrter Spitzenleute geht.

Gerade um eine Berufung aber ent-
brannte auch der erste Streit über die
Macht des Universitätsrates. Der näm-
lich strich von einer ihm vorgelegten
Dreierliste den dritten Namen und da-
mit ausgerechnet den Favoriten der Stu-
denten, die darin ein professorales Kom-
plott vermuteten. Zwar vertrat Ratsprä-
sident Rolf Soiron die Entscheidung vor
einer studentischen Vollversammlung;

fen werden." Die Studenten befürch-
ten angesichts der Zusammensetzung
des Rates - mit dem Präsidenten So-
iron kommen allein fünf Mitglieder
aus dem Umfeld der Wirtschaft - ein-
seitig betriebswirtschaftliche Vorga-
ben. ,,Neoliberalismus" lautet, in
einem Schlagwort zusammengefaßt,
die Sorge von Studentenvertreter Mat-
hias Rudolf. Man arbeite äußerst krea-
tiv zusammen, und bei den etwa alle
zwei bis drei Wochen stattfindenden
Sitzungen argumentiere niemand nach
stereotypen Vorurteilen.

haft, Politik und Kultur gewählt, entschei-

n Rat übernimmt die Macht
t der Hochschule

Iodell
iasel?

An eine Erhöhung der Studiengebühren sei
:-. ^L^^LL^-^- a^:a -:^L. -.- l^-l-^- Oa^i] f^^

,,Wenn schon, dann soll man diskutieren", meint
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lie Limgestaltung der Hochschulen beraten. Eigentlich sind sich alle einig:

heit für die universität
Bildungssystem wieder in Schnungzubringen. Vier Vorschläge /Von Detlef ilÜüller-Böling

/erantwortlichkeiten und eine
gigkeit ihrer Entscheidungsträ-
' allem gegenüber den Mitglie-
inheiten, die sie repräsentieren.
rn Dekane und Rektoren eine
ation benötigen, der Dekan
:reich und den Rektor, dieser
en Senat und den Hochschulrat.
sfindung kann dann im Rahmen
'ungen zwischen den einzelnen
Ebenen stattfinden. Ob der

sor der Hochschule ist oder von
es einen einzelnen Rektor oder
Leitungsgremium gibt, wie die
rg innerhalb eines Rektorats
:hen Kommissionen die Rekto-
'stehen - das alles sind Dinge.
r vorzugeben sind, sondern der
assen bleiben sollten.

und Qualifikationen junger Menschen ausschöp-
fen muß. Dieser Tatsache wurde mit der Einfüh-
rung des differenzierten Abiturs Rechnung getra-
gen. Ebenso differenziert und profiliert muß dann
jedoch auch das Hochschulsystem in seinen Aus-
bildungsangeboten sein - darüber ist man sich
auch weitgehend einig. Die Uneinigkeit beginnt
aber in dem Moment. wo es darum geht, die Fik-
tion der gleichen Eignung aller Inhaber einer
Hochschulzugangsberechtigung für jeden Studien-
gang und für jedes Fach an jeder Hochschule an-
zuerkennen. Anstatt Paßgenauigkeit zwischen
Studienangeboten und -anforderungen einerseits
und Studiennachfrage und Studierfähigkeit ande-
rerseits herzustellen, gehen wir lieber weiter von
der prinzipiellen Gleichheit aller Hochschulen
und aller Abiturienten aus. Diese Gleichheit aber
gibt und gab es nie. Dem Recht der Abiturienten,
individuell Schwerpunkte zu setzen. und dem

wird. Anzahl und Struktur der Studienplätze müs-
sen zwischen Hochschule und Staat in einem Ziel-
vereinbarungsprozeß festgelegt werden. Der Staat
verpflichtet sich dann, die Hochschulen nach den
vereinbarten Studienplätzen zu finanzieren, die
Hochschulen verpflichten sich, die von ihnen aus-
gewählten Studenten auszubilden.

4. Studienstruktur.
Es ist ein hochschulpolitischer Allgemeinplatz,

darauf hinzuweisen, daß dreißig Prozent eines Al-
tersjahrgangs nicht in denselben Strukturen ausge-
bildet werden können wie jene fünf Prozent, die
noch vor dreißig Jahren an den Hochschulen stu-
dierten. Es kann wohl kein Zweifel daran beste-
hen. daß nicht alle Absolventen eine berufliche
Karriere als Forscher anstreben. An diesem Leit-
bild ist jedoch das deutsche Universitätsstudium
in weiten Bereichen immer noch orientiert. Den
Interessen der Studenten an einer beruflichen Tä-

tigkeit mit wissenschaftlicher Orientierung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs muß daher

stärker Rechnung getragen werden. Ausbil-
dungsstrukturen und -angebote stehen
mittlerweile in einem internationalen
Wettbewerb. so daß die internationale
Durchlässigkeit eines Hochschulsy-
stems in Zukunft einen wesentlichen
Erfolgsfaktor darstellen wird. Dabei
ist unübersehbar. daß das angloame-
rikanische System im weltweiten
Wettbewerb dominiert und daß die
deutschen Hochschulen mit einem
ständig fortschreitenden Verlust inter-
nationaler Wertschätzung konfrontiert
sind. Der Freiraum für die Einführung

von angloamerikanischen Bachelor- und
Master-Abschlüssen ist daher ebenso zu

geben wie die Fortführung deutscher Diplome
oder Magister.

Eine der größten llerausforderungen für unsere
Hochschulen besteht weiterhin in dem veränder-
ten Verhalten vieler Studenten. So entspricht das
traditionelle Vollzeitstudium nur noch teilweise
den Bedürfnissen der Gesellschaft. §egen der
wachsenden Bedeutung der beruflichen Weiterbil-
dung und des lebenslangen Lernens ist der Aus-
bau von Teilzeitstudien und Fernstudienangebo-
ten notwendig. In engem Zusammenhang damit
steht die Weiterentwicklung des Einsatzes neuer
Medien im Hochschulbereich. Schließlich eriiffnet
die multimediale Aufbereitung und Virtuaiisie-
runs von Studieneinheitetnicht nur die lVl0glich-
kc'it. lntcressicrtc <i,rßr..haib del iloih:cilL;l:i.':
zen zu erreichen: von ihr gehen auch rrichitgi
Impulse für eine Modernisierung des S'issens so-
u'ie seiner Vermittlungsformen aus.

Vor diesem Hintergrund ist die Flexibilisieruns
und Differenzierung der Studienstruktur unabding-
bar. Hierzu müssen als erstes die Rahmenprüfungs-
ordnungen fallen. Sie haben das deutsche Bildungs-
wesen allein schon aufgrund der aufwendigen
Abstimmungswege inhaltlich völlig erstarren las-
sen. An ihre Stelle müssen frei zu gestaltende Studi-
engänge mit modularem Aufbau, verbunden mit
einem Credit-Point-S1'stem. treten. Zur Sicherung
:iner Basisqualitiit sind dir- Studieneänse dann von
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assen bleiben sollten.

gang.
hochschulpolitisches Thema ist
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. wird um die Frage einer Neu-
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individuell Schwerpunkte zu setzen, und dem

Recht der Studienbewerber. ihre Hochschule frei
u,ählen zu können. muß daher ein Recht der
Hochschulen gegenüberstehen. die Studierfähig-
keit von Bewerbern für ein spezifisches Ausbil-
dungsangebot zu überprüfen: ob dies über eine
unterschiedliche Gewichtung der Abiturfächer.
aufgrund von Bewerbungsunterlagen. durch Aus-
t'ahlgespräche oder Eignungsprüfungen geschieht
- das sollte letztlich den Hochschulen selbst über-
lassen werden. Damit entsteht keineswegs eine
Professorenrvillkür: denn der Wettbewerb geht ja
in zwei Richtungen. Hochschulen. die von den
Studierenden nicht geuählt *'erden. müssen ihre
Attraktivität entscheidend verbessern. wollen sie
langfristie überleben.

Auf keinen Fall darf eine Neuregelung des
Hochschulzugangs dazu führen. daß die Anzahl
der Studienplätze von den Hochschulen bestimmt

ou(I lsr Jeoocn (]as qeut§cne uuversltalssluqlum
in weiten Bereichen immer noch orientiert. Den
Interessen der Studenten an einer beruflichen Tä-

tigkeit mit wissenschaftlicher Orientierung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs muß daher

stärker Rechnung getragen werden. Ausbil-
dungsstrukturen und -angebote stehen
mittlerweile in einem internationalen
Wettbewerb. so daß die internationale
Durchlässigkeit eines Hochschulsy-
stems in Zukunft einen wesentlichen
Erfolgsfaktor darstellen wird. Dabei
ist unübersehbar, daß das angloame-
rikanische System im weltweiten
Wettbewerb dominiert und daß die
deutschen Hochschulen mit einem
ständig fortschreitenden Verlust inter-
nationaler Wertschätzung konfrontiert
sind. Der Freiraum für die Einführung

von angloamerikanischen Bachelor- und
Master-Abschlüssen ist daher ebenso zu

geben wie die Fortführung deutscher Diplome
oder Magister.

Eine der größten l{erausforderungen für unsere
Hochschulen besteht weiterhin in dem veränder-
ten Verhalten vieler Studenten. So entspricht das
traditionelle Vollzeitstudium nur noch teilweise
den Bedürfnissen der Gesellschaft. Wegen der
wachsenden Bedeutung der beruflichen Weiterbil-
dung und des lebenslangen Lernens ist der Aus-
bau von Teilzeitstudien und Fernstudienangebo-
ten notwendig. In engem Zusammenhang damit
steht die Weiterentwicklung des Einsatzes neuer
Medien im Hochschulbereich. Schließlich erriffnet
die multimediale Aufbereitung und Virtuaiisie-
runq von Studieneinheiten niclit nur die lvläglich-
keit. Interessicrtc a.;ßerhalb der Hochschulgren-
zen a) erreichen; von ihr gehen auch wichtige
Impulse für eine Modernisierung des Wissens so-
wie seiner Vermittlungsformen aus.

Vor diesem Hintergrund ist die Flexibilisierung
und Differenzierung der Studienstruktur unabding-
bar. Hierzu müssen als erstes die Rahmenprüfungs-
ordnungen fallen. Sie haben das deutsche Bildungs-
wesen allein schon aufgrund der aulwendigen
Abstimmungswege inhaltlich völlig erstarren las-
sen. An ihre Stelle müssen frei zu gestaltende Studi-
engänge mit modularem Aufbau, verbunden mit
einem Credit-Point-Svstem. treten. Zur Sicherung
einer Basisqualität sind die Studiengänge dann von
einer unabhängigen, wissenschaftlich und staatlich
besetzten Akkreditierungsagentur hinsichtlich
Mindeststandards und Abschlußart einzustufen.
Diese Einstufungen werden in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft. Fachhochschulen wie Universi-
täten können sich um die Akkreditierung von Studi-
enabschlüssen bewerben. Auf diese Weise entsteht
auch hier Differenzierung durch Wettbewerb, wo
derzeit lediglich gesetzlich-definitorische Abgren-
zung vorherrscht.

Damit sind einige Wegmarken der künftigen
Hochschulentwicklung gezeigt. Will nicht die
Hochschulpolitik einmal mehr auf dem Holzweg
enden, ist eine rasche Umsetzung der skizzierten
und von vielen ja weitgehend akzeptierten Re-
formvorschläge erforderlich. Dabei bietet gerade
die anstehende Novellierung des Hochschulrah-
mengesetzes eine Chance. die nicht vergeben wer-
den darf. Dazu braucht es allerdings Mut - nicht
Mut zur Lücke. sondern Mut. die Lücken aus der
Vergangenheit endlich sinnvoll zu schließen.

Detlef Müller-Böling ist Leiter des Giirersloher
C e ntrums für H o c hsc hul entw ic klwt g
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lie Limgestaltung der Hochschulen beraten. Eigentlich sind sich alle einig:

heit für die universität
Bildungssystem wieder in Schnungzubringen. Vier Vorschläge /Von Detlef ilÜüller-Böling

/erantwortlichkeiten und eine
gigkeit ihrer Entscheidungsträ-
' allem gegenüber den Mitglie-
inheiten, die sie repräsentieren.
rn Dekane und Rektoren eine
ation benötigen, der Dekan
:reich und den Rektor, dieser
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sfindung kann dann im Rahmen
'ungen zwischen den einzelnen
Ebenen stattfinden. Ob der

sor der Hochschule ist oder von
es einen einzelnen Rektor oder
Leitungsgremium gibt, wie die
rg innerhalb eines Rektorats
:hen Kommissionen die Rekto-
'stehen - das alles sind Dinge.
r vorzugeben sind, sondern der
assen bleiben sollten.

und Qualifikationen junger Menschen ausschöp-
fen muß. Dieser Tatsache wurde mit der Einfüh-
rung des differenzierten Abiturs Rechnung getra-
gen. Ebenso differenziert und profiliert muß dann
jedoch auch das Hochschulsystem in seinen Aus-
bildungsangeboten sein - darüber ist man sich
auch weitgehend einig. Die Uneinigkeit beginnt
aber in dem Moment. wo es darum geht, die Fik-
tion der gleichen Eignung aller Inhaber einer
Hochschulzugangsberechtigung für jeden Studien-
gang und für jedes Fach an jeder Hochschule an-
zuerkennen. Anstatt Paßgenauigkeit zwischen
Studienangeboten und -anforderungen einerseits
und Studiennachfrage und Studierfähigkeit ande-
rerseits herzustellen, gehen wir lieber weiter von
der prinzipiellen Gleichheit aller Hochschulen
und aller Abiturienten aus. Diese Gleichheit aber
gibt und gab es nie. Dem Recht der Abiturienten,
individuell Schwerpunkte zu setzen. und dem

wird. Anzahl und Struktur der Studienplätze müs-
sen zwischen Hochschule und Staat in einem Ziel-
vereinbarungsprozeß festgelegt werden. Der Staat
verpflichtet sich dann, die Hochschulen nach den
vereinbarten Studienplätzen zu finanzieren, die
Hochschulen verpflichten sich, die von ihnen aus-
gewählten Studenten auszubilden.

4. Studienstruktur.
Es ist ein hochschulpolitischer Allgemeinplatz,

darauf hinzuweisen, daß dreißig Prozent eines Al-
tersjahrgangs nicht in denselben Strukturen ausge-
bildet werden können wie jene fünf Prozent, die
noch vor dreißig Jahren an den Hochschulen stu-
dierten. Es kann wohl kein Zweifel daran beste-
hen. daß nicht alle Absolventen eine berufliche
Karriere als Forscher anstreben. An diesem Leit-
bild ist jedoch das deutsche Universitätsstudium
in weiten Bereichen immer noch orientiert. Den
Interessen der Studenten an einer beruflichen Tä-

tigkeit mit wissenschaftlicher Orientierung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs muß daher

stärker Rechnung getragen werden. Ausbil-
dungsstrukturen und -angebote stehen
mittlerweile in einem internationalen
Wettbewerb. so daß die internationale
Durchlässigkeit eines Hochschulsy-
stems in Zukunft einen wesentlichen
Erfolgsfaktor darstellen wird. Dabei
ist unübersehbar. daß das angloame-
rikanische System im weltweiten
Wettbewerb dominiert und daß die
deutschen Hochschulen mit einem
ständig fortschreitenden Verlust inter-
nationaler Wertschätzung konfrontiert
sind. Der Freiraum für die Einführung

von angloamerikanischen Bachelor- und
Master-Abschlüssen ist daher ebenso zu

geben wie die Fortführung deutscher Diplome
oder Magister.

Eine der größten llerausforderungen für unsere
Hochschulen besteht weiterhin in dem veränder-
ten Verhalten vieler Studenten. So entspricht das
traditionelle Vollzeitstudium nur noch teilweise
den Bedürfnissen der Gesellschaft. §egen der
wachsenden Bedeutung der beruflichen Weiterbil-
dung und des lebenslangen Lernens ist der Aus-
bau von Teilzeitstudien und Fernstudienangebo-
ten notwendig. In engem Zusammenhang damit
steht die Weiterentwicklung des Einsatzes neuer
Medien im Hochschulbereich. Schließlich eriiffnet
die multimediale Aufbereitung und Virtuaiisie-
runs von Studieneinheitetnicht nur die lVl0glich-
kc'it. lntcressicrtc <i,rßr..haib del iloih:cilL;l:i.':
zen zu erreichen: von ihr gehen auch rrichitgi
Impulse für eine Modernisierung des S'issens so-
u'ie seiner Vermittlungsformen aus.

Vor diesem Hintergrund ist die Flexibilisieruns
und Differenzierung der Studienstruktur unabding-
bar. Hierzu müssen als erstes die Rahmenprüfungs-
ordnungen fallen. Sie haben das deutsche Bildungs-
wesen allein schon aufgrund der aufwendigen
Abstimmungswege inhaltlich völlig erstarren las-
sen. An ihre Stelle müssen frei zu gestaltende Studi-
engänge mit modularem Aufbau, verbunden mit
einem Credit-Point-S1'stem. treten. Zur Sicherung
:iner Basisqualitiit sind dir- Studieneänse dann von
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e konkrete Gestaltung der Hochschulauto-
im Verhältnis zum Staat ist für mich das in
n Ländern erprohte Modell eines Aufsichts-
r jede Hochschule.

einen derartigen Hochschulrat können
laatliche Kompetenzen übertragen werden.
I er (und nicht mehr das Ministerium) in
ft über die Ernennung von Professoren, die
migung von Prüfungsordnungen oder die
ische Schwerpunktsetzung der Hochschule
:iden. Zudem sollte er künftig die Hoch-
itung wählen - und nicht mehr ein nach
:hwächsten Glied in der Kette suchender
seinem Verantwortungsbewußtsein kleiner

r Senat. Letztlich wären die Entscheidungs-
der Hochschule dem Hochschulrat gegen-
,ersönlich für ihre Leistungen verantwort-
er Hochschulrat setzt sich aus Persönlich-
zusammen, die paritätisch .aus Wissen-

Wirtschaft und Politik kommen.

rganisationsstluktur.
: (bundes)einheitliche Lösung für die Lei-
rukturen ist in keinem Fall angemessen.
Wettbewerb zwischen den Hochschulen

ren soll. was alle beteuern. dann muß er
rch auf die Art und Weise der Entschei-
indung beziehen. Allmählich muß man sich
an den Gedanken gewöhnen, daß die
r Idee einer Vergesellschaftung von Ent-
rngsfindung und Verantwortung in grup-
itätisch besetzten Hochschulgremien ausge-
hat. weil sie noch nicht einmal den
senausgleich bewirkt hat.
in die Hochschulen also auch in einen
:werb der organisatorischen Lösungen tre-
nn müssen nur zwei Dinge von außen vor-
n werden: Verantwortlichkeiten und Be-
gsmechanismen für die Leitungsinstanzen.
e Hochschulen am dringendsten benötigen,

3. Hochschulzugang.
Kein anderes hochschulpolitisches Thema ist

derzeit so umstritten wie der Hochschulzugang -
einmal abgesehen von dem stark verminten Ge-
biet der Studienfinanzierung und der Frage einer
finanziellen Beteiligung der Studenten an den Ko-
sten ihres Studiums. Während letzteres weitge-
hend tabuisiert ist, wird um die Frage einer Neu-
ordnung des Hochschulzugangs heftig gerungen.
Daß auch der Wert des Abiturs als Hochschulzu-
gangsberechtigung und als Bescheinigung der all-
gemeinen Studierfähigkeit in der Diskussion eine
gewichtige Rolle spielt. ist zwar verständlich und
auch unvermeidbar, trägt aber nicht unbedingt zu
einer Versachlichung der Debatte bei.

Niemand wird ernsthaft bestreiten können, daß
eine wissenschaftsbasierte Gesellschaft die unter-
schiedlichen Potentiale an Neigungen, Fähigkeiten

Recht der Studienbewerber. ihre Hochschule frei
wählen zu können. muß daher ein Recht der
Hochschulen gegenüberstehen, die Studierfähig-
keit von Bewerbern fü1 ein spezifisches Ausbil-
dungsangebot zu überprüfen; ob dies über eine
unterschiedliche Gewichtung der Abiturfächer.
aufgrund von Bewerbungsunterlagen, durch Aus-
wahlgespräche oder Eignungsprüfungen geschieht
- das sollte letztlich den Hochschulen selbst über-
lassen werden. Damit entsteht keineswegs eine
Professorenwillkür; denn der Wettbewerb geht ja
in zwei Richtungen. Hochschulen, die von den
Studierenden nicht gewählt rverden, müssen ihre
Attraktivität entscheidend verbessern, wollen sie
langfristig überleben.

Auf keinen Fall darf eine Neuregelung des
Hochschulzugangs dazu führen. daß die Anzahl
der Studienplätze von den Hochschulen bestimmt

keit, Interessicrte .i.rßerhalb der Hochschulgren-
zen zu erreichen; von ihr gehen auch wichtige
Impulse für eine Modernisierung des Wissens so-
wie seiner Vermittlungsformen aus.

Vor diesem Hintergrund ist die Flexibilisierung
und Differenzierung der Studienstruktur unabding-
bar. Hierzu müssen als erstes die Rahmenprüfungs-
ordnungen fallen. Sie haben das deutsche Bildungs-
wesen allein schon aufgrund der aufwendigen
Abstimmungswege inhaltlich völlig erstarren las-
sen. An ihre Stelle müssen frei zu gcstaltende Studi-
engänge mit modularem Aufbau, verbunden mit
einem Credit-Point-System, treten. Zur Sicherung
einer Basisqualität sind die Studiengänge dann von
einer unabhängigen, wissenschaftlich und staatlich
besetzten Akkreditierungsagentur hinsichtlich
Mindeststandards und Abschlußart einzustufen.
Diese Einstufungen werden in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft. Fachhochschulen wie Universi-
täten können sich um die Akkreditierung von Studi-
enabschlüssen bewerben. Auf diese Weise entsteht
auch hier Differenzierung durch Wettbewerb. wo
derzeit lediglich gesetzlich-definitorische Abgren-
zung vorherrscht.

Damit sind einige Wegmarken der künftigen
Hochschulentwicklung gezeigl. Will nicht die
Hochschulpolitik einmal mehr auf dem Holzweg
enden, ist eine rasche Umsetzung der skizzierten
und von vielen ja weitgehend akzeptierten Re-
formvorschläge erforderlich. Dabei bietet gerade
die anstehende Novellierung des Hochschulrah-
mengesetzes eine Chance, die nicht vergeben wer-
den darf. Dazu braucht es allerdings Mut - nicht
Mut zur Lücke, sondern Mut. die Lücken aus der
Vergangenheit endlich sinnvoll zu schließen.

Detlef Müller-Böling ist Leiter des Gütersloher
Centrttms fiir Hochschulentwicklung

zeigt sich Frey von der Reform begeistert: ,,Wir
stehen unter einem hohen Erfolgsdruck. Zum er-
stenmal müssen wir der Gesellschaft klarmachen,
wofür wir da sind." Denn diese bestimmt, via Par-
lament, mittlerweile global die Höhe des Universi-
tätshaushalts. Entscheidendes Kriterium ist der
Nutzen, den die Hochschule für das Gemeinwohl
plausibel machen kann. Die erste Abstimmung
nach diesem Prinzip ging übrigens gewissermaßen
unentschieden aus. Der Große Rat des Kantons
Basel-Stadt genehmigte Ende Dezember für 1997
einen Haushalt von unverändert 65 Millionen
Franken. Basel-Land hat sich bereits auf eine fe-
ste Höhe von jährlich 75 Millionen Franken bis
E{:,1?9 f":ig,"1.191'^., 
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nerhalb von vier Wochen abgeschlossen
- ein beachtlicher Wettbewerbsvorteil,
wenn es etwa um die Berufung interna-
tional begehrter Spitzenleute geht.

Gerade um eine Berufung aber ent-
brannte auch der erste Streit über die
Macht des Universitätsrates. Der näm-
lich strich von einer ihm vorgelegten
Dreierliste den dritten Namen und da-
mit ausgerechnet den Favoriten der Stu-
denten, die darin ein professorales Kom-
plott vermuteten. Zwar vertrat Ratsprä-
sident Rolf Soiron die Entscheidung vor
einer studentischen Vollversammlung;

fen werden." Die Studenten befürch-
ten angesichts der Zusammensetzung
des Rates - mit dem Präsidenten So-
iron kommen allein fünf Mitglieder
aus dem Umfeld der Wirtschaft - ein-
seitig betriebswirtschaftliche Vorga-
ben. ,,Neoliberalismus" lautet, in
einem Schlagwort zusammengefaßt,
die Sorge von Studentenvertreter Mat-
hias Rudolf. Man arbeite äußerst krea-
tiv zusammen, und bei den etwa alle
zwei bis drei Wochen stattfindenden
Sitzungen argumentiere niemand nach
stereotypen Vorurteilen.

haft, Politik und Kultur gewählt, entschei-

n Rat übernimmt die Macht
t der Hochschule

Iodell
iasel?

An eine Erhöhung der Studiengebühren sei
:-. ^L^^LL^-^- a^:a -:^L. -.- l^-l-^- Oa^i] f^^

,,Wenn schon, dann soll man diskutieren", meint
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